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Der schweizerische Gesandte in Buenos A ires, K. Egger, 
an den Vorsteher des Politischen Departementes, G.Motta

Politischer Bericht N r .2 0 .1.Y. Vertraulich! Buenos Aires, 25. August 1926

Uruguay anerkennt die Sovietunion.

Heimtückisch, geschickt und zäh, in wohlberechnetem diplomatischem 
Schachzug, hat die Soviet-Union die erste Bresche in den südamerikanischen 
Kontinent geschlagen. Aus frühem Berichten wissen Sie, dass Abgesandte aus 
Moskau wiederholt bei den Kanzleien der grossen Republiken der A-B-C-Staaten 
anklopften, ohne Gehör zu finden. Vom grossen Hauptquartier aus, das sich heu­
te noch in Buenos Aires befindet, hat die russische Strategie, unterstützt von 
einem nicht zu unterschätzenden Generalstab weiblicher jüdischer Elemente, den 
Eroberungsfeldzug unternommen, wobei an Geld, Sektgelagen, Toiletten, teuren 
Cigarren und ändern materiellen Genüssen, denen ja  die südamerikanische Psy­
che nicht ganz fremd ist, nicht gespart wurde. In Buenos Aires, Santiago und Rio 
de Janeiro fanden sie verschlossene Türen, und das russische Gold öffnete ihnen 
nur verschiedene Handelskontore. So sind denn auch in den letzten acht Monaten 
für 8 Millionen Pesos Gold (40 Millionen Franken) Waren aus den La Plata-Staa- 
ten nach Russland verschifft worden.

Bei einer frühem Gelegenheit habe ich Ihnen berichtet, dass vor einigen Mona­
ten die südamerikanischen Staaten Fühlung unter einander genommen hätten be­
hufs Abklärung ihrer Stellung zur Frage der Anerkennung der Soviet-Union. Bra­
silien, Chile und Argentinien verhielten sich durchaus ablehnend, während Uru­
guay schon damals allerhand Ausflüchte suchte und sich seine Stellungnahme 
vorbehielt.

Für alle aber überraschend, wie mir heute Herr Gallardo selbst gestand, kam 
die gestern erfolgte Anerkennung de jure der Soviet-Union durch Uruguay. Das 
ist zweifellos ein unbestrittener Erfolg von Boris Kraevsky, dem Vorsitzenden der 
hiesigen Soviet-Handelsmission.
L J 1

Wie mir von best unterrichteter Seite gesagt wird, ist die kommunistische Par­
tei Uruguays, die freilich nur 3 Vertreter im Parlament hat, dem Entschluss des 
Präsidenten der Republik nicht ganz fremd. Sie hat ihn wissen lassen, dass sie 
demnächst mit diesem Traktandum vor den Kongress gelangen werde, und da 
sich Uruguay zur Zeit wegen der Präsidentenwahl in fieberhaftem politischem 
Zustand befindet, wollte die Regierung einer allfällig unangenehmen Debatte 
durch einen selbstgefassten Entschluss zuvorkommen. Dies ist umso erklärlicher,

1. Es fo lg t der Wortlaut des offiziellen Telegramm wechsels zwischen der uruguayischen und der 
sowjetischen Regierung.
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als die wenigen kommunistischen Stimmen sowohl im Parlament als auch im 
Consejo de Administration das Zünglein an der Wage bedeuten und durch ihr 
Verhalten den roten oder den weissen Sieg herbeiführen können. Diese kommuni­
stischen Stimmen wollte sich Präsident Serrato für die kommenden Wahlen gefü­
gig machen. Die Auskunft habe ich von so hoher glaubwürdiger Stelle, dass an 
ihrer Wahrheit nicht gezweifelt werden kann.

Vorläufig wird der Schritt Uruguays, das ja  von jeher immer auf seine «fort­
schrittlichen» Tendenzen pochte, weder in Argentinien noch in Chile und vor 
allem nicht in Brasilien Nachahmung finden, aber der Wurm sitzt nun doch im 
Holz, und Herr Gallardo sagte mir, dass es für sie sehr unangenehm wäre, wenn 
eine direkte Anfrage aus Moskau um Anerkennung der Soviet-Union käme. Was 
vor nicht allzu langer Zeit mit glattem Nein beantwortet worden wäre, würde heu­
te doch erwogen werden müssen, wobei vermehrte Ausfuhrmöglichkeiten in der 
jetzigen Zeit böser Krise schwer in die Wagschale fallen würden.
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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 27. August 19261 

1403. Installation des douanes françaises à la frontière des zones franches

Département des douanes. Proposition du 14 août 1926

Le rapport adressé au Conseil fédéral par le Département des douanes en date 
du 23 mars dernier au sujet de la situation créée par la suppression de fait des 
zones franches2 a été transmis par le Département politique au Gouvernement 
genevois en l’invitant à se prononcer sur les conclusions de ce rapport. Par lettre 
du 11 juin dernier3, adressée au Département politique fédéral, le Conseil d’Etat 
de la République et Canton de Genève s’oppose à toute modification de la situa­
tion actuelle des zones. La proposition du Département des douanes ne concer­
nait que la grande zone d’annexion de 1860, qui n’est pas en cause dans le litige 
avec la France. Le Gouvernement genevois estime que l’application de droits de 
douane aux produits de la grande zone serait inopportune, qu’elle affaiblirait au 
point de vue juridique l’attitude prise par le Conseil fédéral lors de l’installation du 
cordon douanier à la frontière politique. Il croit, au surplus, qu’au point de vue 
économique les mesures envisagées seraient inopérantes, parce que la situation 
actuelle est une conséquence bien plus de la baisse du change français que de l’ins­
tallation du cordon douanier. Il craint encore que la mesure envisagée ait pour 
répercussion une augmentation du prix de la vie à Genève; la recette supplémen-

1. Abwesend: Chuard.
2. Als Annex 1 abgedruckt.
3. Auszugsweise als Annex 2 abgedruckt.
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